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Beschlussvorschlag: 
Die Ortsbeiräte nehmen zur Kenntnis, der Verkehrsausschuss empfiehlt, der Stadtrat beschließt 
die Weiterentwicklung von Carsharing in Mainz entsprechend dem vorgelegten Konzept. 
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Sachverhalt 
Problembeschreibung / Begründung: 
 
 
1. Sachverhalt 
 
Ein räumlich gut ausgebautes Netz an Carsharing-Stationen, an denen rund um die Uhr eine aus-
reichende Anzahl an Fahrzeugen zur Verfügung steht, ist Grundvorrausetzung für ein attraktives 
Carsharing-Angebot, welches den Nutzer:innen vollumfängliche Mobilität, ohne die Notwendig-
keit eines eigenen PKW, ermöglicht. 
 
Die positiven Auswirkungen von stationsbasiertem Carsharing konnten bereits im Rahmen ver-
schiedener Studien festgestellt werden. So geht beispielsweise das Umweltbundesamt (2022) 
davon aus, dass jedes stationsbasierte Carsharing-Fahrzeug, je nach örtlichen Verhältnissen, vier 
bis teilweise mehr als zehn Fahrzeuge ersetzt, da die Nutzer:innen ein eigenes Auto abschaffen 
oder von einer Neuanschaffung abgesehen wird. Gerade in verdichteten städtischen Bereichen 
kann durch die Reduzierung des Pkw-Bestands perspektivisch der Parkdruck gesenkt und der 
begrenzt verfügbare öffentliche Raum anderen Nutzungen zur Verfügung gestellt werden. Zudem 
führt die Nutzung von Carsharing zu einer reduzierten und bewussteren Pkw-Nutzung – es findet 
zumeist keine 1:1 Ersetzung von Fahrten mit dem privaten Pkw durch Carsharing-Fahrten statt. 
Auch steht Carsharing nicht in Konkurrenz zum ÖPNV oder Radverkehr, sondern stellt vielmehr 
eine Ergänzung zu den Verkehrsmitteln des Umweltverbunds dar. 
 
Die Landeshauptstadt Mainz verfügt mit den beiden Anbietern book-n-drive und UrStrom Mobil 
mit insgesamt ca. 170 Carsharing-Fahrzeugen bereits über ein attraktives Carsharing-Angebot. 
Neben vielen Carsharing-Stellplätzen auf privaten Flächen, konnten im Rahmen des 2021 durch-
geführten ersten Vergabeverfahrens erstmalig auch 50 Carsharing-Stellplätze im öffentlichen 
Straßenraum eingerichtet werden. Neben der Angebots-Erweiterung im nachfragestarken Bereich 
der Mainzer Innenstadt, konnte durch das Verfahren auch das Angebot von Carsharing in allen 
Mainzer Stadtteilen sichergestellt werden.  
 
In der Mainzer Innenstadt bestehen zwar bereits an vielen Standorten Carsharing-Stationen, 
gleichzeitig ist aber auch (erfreulicherweise) eine stetig ansteigende Nachfrage nach Carsharing-
Angeboten zu verzeichnen. Aufgrund der hohen Nachfrage nach Parkraum bzw. mangelnden pri-
vaten, aber öffentlich zugänglichen Stellplätzen in diesem Bereich, haben die Carsharing-
Anbieter allerdings große Schwierigkeiten, für Carsharing geeignete Flächen zu wirtschaftlich ver-
tretbaren Preisen anmieten zu können. Ein Dilemma, da aufgrund des bestehenden Carsharing-
Angebots die Nachfrage in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen ist, gleichzeitig aber, 
aufgrund fehlender Flächen, die Anzahl an Carsharing-Fahrzeugen stagniert. Dies führt zu einer 
hohen Auslastung der bestehenden Fahrzeuge. Hierdurch ergeben sich Situationen, bei denen 
Nutzer:innen Carsharing in Anspruch nehmen wollen, aber keine freien Fahrzeuge verfügbar sind. 
Dies widerspricht dem Grundsatz, dass Carsharing-Fahrzeuge, äquivalent zu einem privaten Pkw, 
zeitlich flexibel verfügbar sein sollten.  
 
In den Mainzer Vororte hingegen besteht die Problematik, dass, aufgrund des noch verhältnis-
mäßig geringen Carsharing-Angebots, die nächste Carsharing-Station ggf. weiter entfernt liegt 
und deren Nutzung dadurch weniger attraktiv ist. Durch das 2021 auf Grundlage des Carsharing-
gesetzes (CsgG) durchgeführte Vergabeverfahren konnte zwar das Angebot von Carsharing in al-
len Mainzer Stadteilen sichergestellt werden, gleichzeitig verfügt aber beispielsweise Gonsen-
heim als einwohnerstärkster Stadtteil außerhalb der Innenstadt aktuell nur über zwei Carsharing-
Stationen. Dies liegt hauptsächlich darin begründet, dass die Landeshauptstadt Mainz selbst 
kein Carsharing betreibt und es sich bei dem größten in Mainz aktiven Anbieter book-n-drive um 
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ein privatwirtschaftlich organisiertes Unternehmen handelt. Entsprechend werden Carsharing-
Fahrzeuge primär in Gebieten angeboten, in denen mit einer erhöhten Nachfrage zu rechnen ist 
und ein solches Angebot betriebswirtschaftlich auf Dauer getragen werden kann. 
 
Im Zuge der Evaluierung des Mainzer Carsharing-Angebots wurde 2022 unter anderem eine Nut-
zungs-Umfrage durchgeführt, welche ergab, dass das Carsharing-Angebot gut angenommen und 
positiv bewertet wird. So gaben 69 % der Befragten an, mit dem aktuellen Carsharing-Angebot 
zufrieden oder sehr zufrieden zu sein. 74 % der Befragten gaben an, über keinen eigenen Pkw zu 
verfügen - das eigene Fahrrad und der ÖPNV sind dabei die mit Abstand am häufigsten täglich 
genutzten Verkehrsmittel. 37 % der Befragten antworteten, sie würden einen (ggf. zusätzlichen) 
privaten Pkw anschaffen, wenn es das Carsharing-Angebot nicht gäbe. 86 % der Befragten wün-
schen sich einen weiteren Ausbau des Carsharing-Angebots im Mainzer Stadtgebiet. 
 
Zudem wurde das Nutzungsverhalten anhand von Nutzungsstatistiken ausgewertet. Aus wettbe-
werblichen Gründen können diese Zahlen nicht veröffentlicht werden, jedoch ist eine qualitative 
Einordnung möglich. Erwartungsgemäß gehören die zentralen Carsharing-Stationen in der Main-
zer Innenstadt zu den nachfragestärksten Standorten. Stationen in den an die Innenstadt angren-
zenden Stadteilen weisen ebenfalls eine, je nach Lage, mittlere bis höhere Auslastung auf. Stati-
onen in den einwohnerschwächeren Mainzer Stadtteile, die weiter von der Mainzer Innenstadt 
entfernt liegen, verfügen über die, im gesamtstädtischen Verhältnis, geringste Auslastung, wei-
sen erfreulicherweise aber ebenfalls bereits eine stetige Nachfrage auf. Abgesehen von einigen 
„Ausreißern“ ist dieses Nutzungsverhalten gleichermaßen in anderen Städten zu beobachten 
und stellt keine lokale Besonderheit dar. Gleichwohl stellen die Zahlen eine wichtige Grundlage 
zur Planung neuer Carsharing-Stationen dar. 
 
Auch bundesweit zeigt sich die stark zunehmende Nachfrage nach Carsharing-Angeboten. Gemäß 
den jüngst vom Bundesverband Carsharing veröffentlichten Zahlen zur Marktentwicklung, sind 
zum 1. Januar 2023 in Deutschland ca. 4,5 Millionen Fahrberechtigte für Carsharing-Angebote 
angemeldet. Dies stellt ein Plus zum Vorjahr von 31,8 % dar. Dem gegenüber steht ein Wachstum 
der angebotenen Fahrzeugflotte von nur 12,4 % auf bundesweit ca. 34 000 Carsharing-
Fahrzeuge. 
 
 
2. Lösung 
 
Die Landeshauptstadt Mainz hat im Rahmen des Masterplan M³ "Green City Mainz" den Ausbau 
von Carsharing in Mainz um 350 zusätzliche Fahrzeuge beschlossen. Diese sollen, aufgrund nur 
begrenzt verfügbarer geeigneter privater Stellplätzen im Innenstadtbereich, für eine bessere 
Sichtbarkeit des Angebots und zur Sicherstellung eines verbesserten Angebots in den Mainzer 
Vororten verstärkt im öffentlichen Straßenraum angeboten werden. Im Rahmen der ersten Fort-
schreibung des Masterplans 100 % Klimaschutz (2022) wurde das Ziel des Ausbaus des Carsha-
ring-Angebots bekräftigt und ist Bestandteil des enthaltenen Maßnahmenkatalogs. Angelehnt an 
das 2020 vom Mainzer Stadtrat beschlossene und 2021 durchgeführte Vergabeverfahren, führt 
die Landeshauptstadt Mainz 2023 erneut ein Vergabeverfahren für den Betrieb von 50 stations-
basierten Carsharing-Fahrzeugen auf öffentlichen Stellplätzen durch. Übersichtskarten sowie die 
Pläne der geplanten Carsharing-Stationen befinden sich im Anhang dieser Beschlussvorlage. 
 
Standortauswahl 
 
Die räumliche Verortung der zukünftigen Carsharing-Standorte orientiert sich an zwei verschiede-
nen Zieldefinitionen. Zum einen soll die Angebotsdichte in den Stadteilen außerhalb der Mainzer 
Innenstadt erhöht werden. So werden bei diesem Vergabeverfahren unter anderem die einwoh-
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nerstärkeren Vororte (u.a. Bretzenheim, Gonsenheim, Oberstadt) besonders berücksichtigt, in 
denen im Zuge des Vergabeverfahrens 2021 kein neues Carsharing-Angebot geschaffen wurde. 
Damit auch für die aktuell wirtschaftlich noch weniger profitablen Stationen Betreiber gefunden 
werden, werden alle Carsharing-Stellplätze im Rahmen von zwei größeren Stellplatz-Bündeln ver-
geben. Die Bündel enthalten eine Mischung aus Stationen in weniger zentral gelegenen Stadttei-
len sowie Carsharing-Stellplätze im Bereich der Innenstadt. Hierdurch soll die erfolgreiche Verga-
be aller neu ausgewiesenen Carsharing-Stationen gewährleistet werden. 
 
Die Ausweisung von Carsharing-Stationen im besonders nachfragestarken Bereich der Mainzer 
Innenstadt ist das zweite Ziel dieses Vergabeverfahrens. Durch die Vergabe neuer Stellplätze im 
öffentlichen Raum soll den Anbietern die Möglichkeit gegeben werden, der stetig ansteigenden 
Nachfrage nach Carsharing-Angeboten gerecht zu werden. Die Standorte wurden so ausgewählt, 
dass das bestehende Netz an Carsharing-Stationen räumlich ergänzt wird und so die Entfernung 
zur nächsten Carsharing-Station für viele Bewohner:innen der Alt- und Neustadt noch einmal re-
duziert werden kann.  
 
Die detaillierte Auswahl der konkreten Stellplätze orientiert sich an verschiedenen Grundsätzen, 
welche für einen sinnvollen Betrieb von Carsharing notwendig sind. Unter anderem sind eine 
zentrale Lage sowie eine gute öffentliche Sichtbarkeit notwendig, damit die Station leicht auf-
findbar und attraktiv ist. Ein Standort im Umfeld einer ÖPNV-Haltestelle oder einer Fahrradver-
leihstation lässt eine gute Verknüpfung unterschiedlicher Verkehrsmittel des Umweltverbunds zu 
und ermöglicht zukünftig die Einrichtung von Mobilitätsstationen, an denen verschiedene Mobili-
tätsangebote gebündelt angeboten werden. Zudem werden für Carsharing Stellplätze in Senk-
rechtaufstellung bevorzugt, um, gerade Personen die selten einen Pkw nutzen, ein leichtes Ein-
parken zu ermöglichen. Eine immer wichtiger werdende, aber durchaus komplexe Thematik ist 
zudem die Möglichkeit der Einrichtung einer Elektro-Ladesäule an dem Standort, um Carsharing 
mit elektrisch angetriebenen Fahrzeugen betreiben zu können (mehr dazu unter „E-Carsharing“). 
Pro Carsharing-Station sind jeweils zwei Stellplätze vorgesehen. 
 
Vergabeverfahren 
 
Die Vergabe der ausgewählten Stellplätze muss gemäß Carsharinggesetz (CsgG) und Landesstra-
ßengesetz RLP im Wege eines diskriminierungsfreien und transparenten Auswahlverfahrens 
durchgeführt werden. Die nach den oben beschriebenen Kriterien bestimmten Stellplätze werden 
als Ergebnis des Verfahrens dem ausgewählten Carsharing-Betreiber in Form einer Sondernut-
zung für den ausschließlichen Betrieb mit stationsbasiertem Carsharing für einen Zeitraum von 6 
Jahren zur Verfügung gestellt. Hierfür entrichtet der Carsharing-Betreiber ein Entgelt gemäß Son-
dernutzungs-Satzung an die Landeshauptstadt Mainz. 
 
Damit ein Carsharing-Anbieter an dem Vergabeverfahren teilnehmen kann, müssen verschiedene 
grundsätzliche Eignungskriterien erfüllt werden. Diese Kriterien werden vollumfänglich aus der 
Anlage zu §5 Absatz 4 Satz 3 des CsgG übernommen. Sie sollen beispielsweise einen diskrimi-
nierungsfreien Zugang zum Carsharing-Angebot garantieren und legen Mindeststandards der An-
gebotsqualität fest. 
 
Als zusätzliche Anforderung in Mainz muss ein Anteil von 50 % der Gesamtflotte des Carsharing-
Anbieters im Mainzer Stadtgebiet auf privaten Flächen stationiert sein. Die Regelung soll vermei-
den, dass nur öffentliche Flächen in Anspruch genommen werden, während Carsharing-Anbieter 
auch private Flächen anmieten könnten, dies jedoch z.B. aus finanziellen Gründen versuchen zu 
vermeiden. Aufgrund des nur begrenzt verfügbaren öffentlichen Raums mit vielfältigen konkurrie-
renden Nutzungsansprüchen ist ein solches Vorgehen nicht im Interesse der Landeshauptstadt 
Mainz. Um bisher noch nicht in Mainz aktive Carsharing-Anbieter nicht zu benachteiligen, wird 
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eine Übergangsfrist von 2 Jahren gewährt. Innerhalb der ersten zwei Jahre muss der geforderte 
Anteil an Carsharing-Stellplätzen auf privaten Flächen nachgewiesen werden. Ansonsten wird 
dem Anbieter die Sondernutzungserlaubnis entzogen und die Flächen werden erneut ausge-
schrieben. 
 
Erfüllen mehrere Anbieter die Eignungskriterien in gleichem Maße, so ist, gemäß den Vorgaben 
des CsgG, durch Los zu entscheiden. 
 
Im Nachgang des Vergabeverfahrens wird dem/den Carsharing-Anbieter/n eine mehrmonatige 
Frist zur Einrichtung aller Carsharing-Stellplätze eingeräumt. Die Anschaffung von 50 Fahrzeugen 
und die Einrichtung aller Stellplätze (inklusive E-Ladesäulen) zu einem einzigen festen Stichtag 
ist nicht praktikabel. 
 
Mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis für Carsharing-Stellplätze im öffentlichen Straßen-
raum werden die Anbieter verpflichtet, der Landeshauptstadt Mainz turnusmäßig anonymisierte 
Nutzungsdaten des Carsharing-Angebots zur Verfügung zu stellen. Auf Basis dieser Daten evalu-
iert die Verkehrsverwaltung die Auswirkungen der Stellplatz-Vergabe auf das Carsharing-Angebot. 
Hierdurch können die Wirksamkeit der Maßnahme geprüft und potentiell weitere Bedarfe für die 
Folgejahre identifiziert werden. 
 
E-Carsharing 
 
Das Angebot von lokal emissionsfreien, elektrisch angetriebenen Carsharing-Fahrzeugen wird von 
Seiten der Landeshauptstadt Mainz besonders begrüßt und gefördert. So ist die Teilnahme an 
dem Vergabeverfahren an die Bedingung geknüpft, mindestens 20 % der ausgeschriebenen Car-
sharing-Stellplätze mit rein elektrisch angetriebenen Fahrzeugen zu betreiben. Zudem wird für 
Stellplätze auf denen Carsharing mit Elektrofahrzeugen betrieben wird, eine stark reduzierte 
Sondernutzungsgebühr (5€ für 2 Stellplätze und die dazugehörige E-Ladesäule pro Monat) ange-
setzt. Hierdurch wird auch ein finanzieller Anreiz für Carsharing-Anbieter geschaffen, das Angebot 
von E-Carsharing über die Mindestquote hinaus zu erhöhen. 
 
Gleichwohl muss darauf hingewiesen werden, dass der Betrieb von E-Carsharing für die Betrei-
berfirmen deutlich teurer ist, was gleichzeitig nur sehr bedingt über höhere Einnahmen kompen-
siert werden kann. Daher ist bei einer, mit 50 Stellplätzen relativ umfangreichen Ausschreibung 
auf ein ausgewogenes Verhältnis zu achten, um einen wirtschaftlichen Betrieb der Stellplätze zu 
ermöglichen. Bei zu hohen Anforderungen an die potentiellen Carsharing-Betreiber, finden sich 
im Zuge des Vergabeverfahren im Zweifelsfall keine Interessenten. Als Folge könnte der notwen-
dige weitere Ausbau des Carsharing-Angebots nicht erfolgen. Da Carsharing, auch bei Nutzung 
von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren, einen wichtigen Beitrag zu einer nachhaltigen Ver-
kehrsentwicklung darstellt, wäre ein entsprechend ungewollter „Ausbau-Stopp“ äußerst nachtei-
lig. Der Mindest-Anteil von 20 % an elektrischen Carsharing-Fahrzeugen auf den geplanten Stell-
plätzen ist zweieinhalbmal so hoch, wie der aktuelle Anteil an E-Fahrzeugen am in Mainz zuge-
lassenen Gesamtfahrzeugbestand. 
 
Zudem ist zu bedenken, dass für einen zielführenden Betrieb von E-Carsharing aktuell noch an 
jedem Carsharing-Standort eine E-Ladesäule vorhanden sein muss. Aufgrund der vielfältigen An-
sprüche an den öffentlichen Raum ist die Realisierung von Ladeinfrastruktur allerdings nicht 
überall im Stadtgebiet möglich. So sind beispielsweise zum Schutz von Bäumen (insbesondere 
deren Wurzelwerk) entsprechende Abstände einzuhalten, zur Aufrechterhaltung von Sicherheit 
und Barrierefreiheit auf den Gehwegen sind Mindestbreiten erforderlich, im Untergrund kann je 
nach Standort eine Vielzahl wichtiger Versorgungsleitungen (Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser, 
Strom, Telekommunikation etc.) vorhanden sein, die nicht ohne Weiteres versetzt werden kön-
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nen. Teilweise ist ein Ausweichen auf benachbarte Stellplätze ausreichend, um einen geeigneten 
Standort zu erreichen – gleichzeitig gibt es aber auch ganze Straßenzüge, in denen die Realisie-
rung von E-Ladesäulen im öffentlichen Raum nicht möglich ist. Soll in diesen Bereichen dennoch 
Carsharing angeboten werden, werden hierfür aktuell noch Verbrenner-Fahrzeuge benötigt. Sollte 
perspektivisch, beispielsweise durch entsprechende Schnellladeinfrastruktur sowie insbesonde-
re Fahrzeuge, die die vorhandene Ladeleistung auch vollständig abrufen können (Ladevorgang in 
wenigen Minuten – vergleichbar mit dem heutigen „Tanken“ konventioneller Kraftstoffe), der Be-
trieb von E-Carsharing ohne die Notwendigkeit einer eigenen E-Ladesäule an jeder Station mög-
lich sein, würde dieses Hemmnis entfallen. 
 
Aus den genannten Gründen wird für dieses Vergabeverfahren der moderate Ansatz des Mindest-
Anteils von 20 % E-Carsharing empfohlen. Selbstverständlich wird die Landeshauptstadt Mainz 
das Angebot eines höheren E-Carsharing-Anteils durch den zukünftigen Carsharing-Anbieter be-
grüßen und dies, insbesondere durch den bereits beschriebenen finanziellen Anreiz, fördern. 
 
Perspektive 
 
Die Verkehrsverwaltung wird die Entwicklungen im Bereich der Carsharing-Angebote weiterhin 
beobachten und analysieren. Bei einer entsprechenden Nachfrageentwicklung sind perspekti-
visch weitere Vergabeverfahren denkbar und wünschenswert. Dies gilt insbesondere für die Be-
reiche, in denen städtebauliche Entwicklungen stattfinden (z.B. im Heiligkreuz-Viertel oder auf 
der Zollhafen Nordseite). 
 
3. Alternativen 
 
Verzicht auf die Vergabe von Carsharing-Stellplätze im öffentlichen Straßenraum, mit der Folge, 
dass, gerade in der hochverdichteten Innenstadt, trotz steigender Nachfrage kaum Möglichkeiten 
bestehen, das Carsharing-Angebot weiter auszubauen. Durch das Missverhältnis zwischen einer 
steigenden Nachfrage und einem nicht angepassten Angebot, sinkt die Attraktivität eines Carsha-
ring-Systems. Die Motivation von Nutzer:innen einen privaten Pkw abzuschaffen bzw. von einer 
Neuanschaffung abzusehen, ohne die Sicherheit, ein Carsharing-Fahrzeug bei Bedarf zur Verfü-
gung zu haben, würde hierdurch beeinträchtigt. 
 
 
4. Kosten/Finanzierung 
 
Die einmaligen Kosten für die notwendige StVO-Beschilderung und Bodenmarkierungen werden 
über den laufenden Haushalt abgedeckt. Da ein Teil der Stellplätze aktuell bewirtschaftet wird, 
kommt es zu Einnahmeverlusten bei den Erlösen durch Parkgebühren, welche durch die Einnah-
men aus den Sondernutzungsgebühren für die Carsharing-Stellplätze kompensiert werden. 
 
 
5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 
Keine 
 
 
6. Auswirkungen auf den Klimaschutz 
 
Der Verkehrssektor und insbesondere der motorisierte Individualverkehr gehören zu den größten 
Verursachern von CO²-Emissionen in Deutschland. Entsprechend stellt die Reduzierung der Flotte 
privater Pkw, die Reduzierung von Pkw-Fahrten durch eine bewusstere Pkw-Nutzung sowie (als 
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ergänzendes Verkehrsmittel) die Förderung der Verkehrsmittel des Umweltverbunds durch den 
Ausbau des Carsharing-Angebots einen wichtigen Baustein einer nachhaltigen Verkehrsentwick-
lung dar. 
 
Die vorliegende Beschlussvorlage hat in Bezug auf Klimaschutz positive Auswirkungen und un-
terstützt die Bestrebungen der Landeshauptstadt Mainz auf dem Weg zur Klimaneutralität. 
 

 
 
Finanzierung 
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